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Dr. Gerd Landsberg 

ist Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die 

Interessen der Kommunalen 

Selbstverwaltung der Städte und 

Gemeinden in Deutschland und 

Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 

11.000 Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände 

•  Bayerischer Gemeindetag  

•  Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

•  Gemeinde- und Städtebund Thüringen  

•  Gemeindetag Baden-Württemberg  

•  Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

•  Hessischer Städtetag  

•  Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

•  Niedersächsischer Städtetag  

•  Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

•  Sächsischer Städte- und Gemeindetag  

•  Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

•  Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

•  Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

•  Städte- und Gemeindebund 

Sachsen-Anhalt  

•  Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

•  Städtebund Schleswig-Holstein  

•  Städtetag Rheinland-Pfalz 

 

Alternative Antriebe für die  
Mobilität der Zukunft  

•  Schnellladenetz flächendeckend ausbauen  

• Nutzerfreundliches Laden und Bezahlen ermöglichen 

• Elektromobilitätsmanager und Fuhrparks fördern 

• Wasserstoff zur Wettbewerbsfähigkeit verhelfen

Die Antriebswende als Teil  

der Verkehrswende 

 

Die Verbreitung alternativer An-

triebe im Personen- und Güterver-

kehr ist gemeinsames Ziel von Kom-

munen, Bund und Ländern und ein 

wesentlicher Beitrag zur Verkehrs- 

wende in Stadt und Land. Hierbei 

braucht es einen technologieoffe-

nen Ansatz, da sich die infrastruktu-

rellen und topografischen Rahmen-

bedingungen in den Städten und  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gemeinden ebenso unterscheiden 

wie Anforderungen an Fahrzeugty-

pen oder Reichweiten. Neben dem 

konsequenten Ausbau des ÖPNV 

und Radverkehrs wird die individu-

elle motorisierte Mobilität auch wei-

terhin eine wichtige Rolle im Mobili-

tätsmix der Menschen einnehmen. 

Dies gilt für ländliche Räume, wo 

ÖPNV-Angebote teilweise nur be-

dingte Alternativen darstellen, aber 

auch für viele Städte, die sich auf-

grund ihrer Siedlungsstruktur und
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der des Umlands nicht ausnahms-

los mit dem ÖPNV und Radverkehr 

erschließen lassen. 

 

Im Rahmen des Klimaschutzpro-

gramms sowie des Konjunktur- 

und Zukunftspakets der Bundesre-

gierung wurden wichtige Schritte 

für den Hochlauf der Ladeinfra-

struktur und des Fahrzeugbe-

stands mit Elektroantrieb sowie 

für die weitere Forschung und Ent-

wicklung von Elektromobilität und 

Wasserstoff beschlossen. Es 

braucht in den kommenden Jah-

ren weiter differenzierte Förder-

programme und Unterstützung für 

den Umstieg auf Elektromobilität, 

Wasserstoff und nachhaltige syn-

thetische Kraftstoffe, damit mög-

lichst viele Verkehre künftig emis-

sionsfrei erfolgen können. Die Zeit 

drängt, denn Deutschland muss 

zur Erreichung der Emissionsziele 

aber auch aus industriepolitischen 

Gründen in den kommenden Jah-

ren zum Vorreiter bei der Entwick-

lung und Marktdurchdringung al-

ternativer Antriebe werden. Eine 

einseitige Festlegung auf eine be-

stimmte Antriebsart zur Errei-

chung eines klimaneutralen Ver-

kehrs wäre aufgrund vielfältiger 

Anwendungsfälle verkehrt. 

 

Flächendeckender Ausbau der  

Ladeinfrastruktur 

 

Kommunen und kommunale Un-

ternehmen haben bereits erhebli-

che Anstrengungen unternom-

men, um öffentliche Ladepunkte 

aufzubauen. Klar ist jedoch, dass  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Laden am Straßenrand nicht aus-

reichen wird, um den steigenden 

Bedarf zu decken. Es bedarf daher 

vermehrter Anstrengungen um 

private Stellplätze sowie Park-

plätze bei Arbeitgebern und dem 

Handel mit Ladepunkten auszu-

statten. 

 

Während die Zahl der Neuzulas-

sungen von Elektrofahrzeugen ra-

sant ansteigt, drohen gleichzeitig 

ganze Regionen durch fehlende 

Lademöglichkeiten abgehängt zu 

werden. Dies könnte unmittelbare 

Folgen für die Standortattraktivi-

tät, bspw. für Tourismusgemein-

den im ländlichen Raum haben. 

Notwendig ist daher der unmittel-

bare Aufbau eines Schnellladenet-

zes durch den Bund. Hierbei ist da-

rauf zu achten, dass im Zuge der 

Umsetzung des Schnellladegeset-

zes ein flächendeckendes System 

entsteht, das tatsächlich Versor-

gungslücken füllt und nicht auf  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

kurzfristige Rentabilität der Stand-

orte setzt. Vorhandene Investitio-

nen der Kommunen und ihrer 

Stadtwerke sind bei der Standort-

auswahl zu berücksichtigen. Ihnen 

muss auch zukünftig ermöglicht 

werden, eigene Geschäftsmodelle 

umzusetzen, um öffentliche Inves-

titionen zu rechtfertigen und dau-

erhaft die Wertschöpfung in den 

Regionen zu stärken.  

 

Um den Aufbau der Ladeinfra-

struktur effektiv zu koordinieren, 

müssen verfügbare Ladepunkte 

sowie Bedarfe und Potenziale im 

öffentlichen als auch halböffentli-

chen Bereich umfassend erfasst 

und kommuniziert werden. Eben-

so braucht es die Vernetzung rele-

vanter Akteure und die Vermitt-

lung von Know-how an die Kom-

munen. Die Arbeit der Nationalen 

Leitstelle Ladeinfrastruktur ist da-

her von besonderer Bedeutung. 

Die Kommunen unterstützen un- 
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ter anderem bei der Ermittlung ge-

eigneter Flächen vor Ort und soll-

ten auch bei kleinräumigen Lade-

infrastrukturkonzepten Förderung 

erfahren. 

 

Förderprogramme des Bundes 

und der Länder müssen unter- 

schiedliche Varianten und Stand-

orte für Ladeinfrastruktur umfas-

sen. Hierzu zählen öffentliche wie 

halböffentliche Ladepunkte als 

auch die Förderung privaten La-

dens und im speziellen die Unter-

stützung von Wohnungsbaugesell-

schaften. Rechtlich-regulative Vor-

haben wie die das Gebäude-Elek-

tromobilitäts-Gesetz oder die An-

passungen im Wohnungseigen-

tumsgesetz waren richtige 

Schritte. Ziel muss sein, einen 

Großteil der Ladevorgänge nicht 

im öffentlichen Raum abbilden zu 

müssen. 

 

Fortlaufende Rechtsanpassungen 

notwendig 

 

Insbesondere zur Unterstützung 

der Elektromobilität wurde der 

Rechtsrahmen in den vergangenen 

Jahren umfassend angepasst. Um 

beispielsweise den Ladeinfrastruk-

turausbau weiter zu forcieren und 

Genehmigungsverfahren zu be-

schleunigen, braucht es vor dem 

Hintergrund sich verändernder 

Rahmenbedingungen eine fortlau-

fende Überprüfung der Wirksam-

keit geltenden Rechts und bei Be-

darf weiterer rechtlich-regulatori-

scher Anpassungen. Vorgaben 

zum Vorhalten von Ladeinfra-

struktur oder der Beschaffung von 

Fahrzeugen mit alternativen An-

trieben aber auch die Kontrolle 

neu eingeführter Regelungen ha-

ben umfassende Auswirkungen 

auf die Aufgabenfelder der Kom-

munen. Für die Durchsetzung des 

Rechtsrahmens und den Erfolg vie-

ler Maßnahmen bedarf es daher 

neben der Einbindung der kom-

munalen Ebene während der Ge-

setzgebungsverfahren auch  

eines umfassenden Wissenstrans-

fers an die Kommunen.  

 

Die Nutzerinnen und Nutzer im 

Mittelpunkt 

 

Für einen nachhaltigen Markt-

hochlauf der Elektromobilität ist 

die kundenfreundliche Abwicklung 

des Ladevorgangs zwingende Vo-

raussetzung. Derzeit benötigen 

Elektrofahrzeug-Nutzerinnen und -

Nutzer verschiedene Identifizie-

rungs- und Zahlungsmittel, wenn 

sie das Geschäftsgebiet ihres Ver-

tragspartners verlassen. Zudem ist 

gibt es eine Vielzahl an Tarif- und 

Abrechnungsmodellen, die häufig 

nur schwer untereinander ver-

gleichbar sind. Doch nur durch 

einfaches Finden und Reservieren 

geeigneter und verfügbarer Lad-

einfrastruktur sowie transparentes 

und diskriminierungsfreies Bezah-

len steigt die Akzeptanz. Es bedarf 

daher einheitlicher Standards mit 

dem Ziel einer automatischen und 

transparenten Abrechnung der La-

devorgänge. Europäische Rechts-

grundlagen wie die Richtlinie über 

den Aufbau der Infrastruktur für 

alternative Kraftstoffe sind mit 

dem Ziel weiterzuentwickeln, ein 

nutzerfreundliches System zu 

etablieren. Es sollte beispielsweise 

ermöglicht werden, den Tarif des 

Versorgers mit an die Ladesäule zu 

nehmen. Evtl. Mehrkosten für die 

Nutzung einer Ladesäule sollten 

möglichst im Innenverhältnis zwi-

schen Betreibern und Versorgern 

ausgeglichen werden. 

 

Wasserstoff zur Wettbewerbs- 

fähigkeit verhelfen 

 

Die Nutzung von grünem Wasser-

stoff kann dazu beitragen, die 

CO2-Emissionen vor allem in In-

dustrie und Verkehr zu verringern. 

EU und Bund haben die Hand-

lungsrahmen für eine europäi-

schen und nationale Wasser-

stoffstrategie abgesteckt. Nun 

muss sichergestellt werden, dass 

durch die angekündigten Förder-

mittel nicht nur der klimafreundli-

che und emissionsarme Verkehr in 

Stadt und Land ausgebaut, son-

dern auch zusätzliche Wertschöp-

fungspotenziale in den Regionen 

erschlossen werden. Die Wasser-

stoff-Technologie muss in den 

kommenden Jahren für verschie-

dene Nutzungsszenarien wie den 

Güterverkehr auf Straße, Schiene 

und Wasserstraße zur Marktreife 

gebracht und auf Basis regionaler 

Entwicklungskonzepte verfügbar 

gemacht werden. Es bedarf hierzu 

einer flächigen Verteilung von Pro-

duktionsanlagen und Infrastruk-

tur. Aus kommunaler Sicht bieten 

sich Chancen, um die Energie- und 
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die Verkehrswende sinnvoll mitei-

nander zu kombinieren und die 

Wirtschaft in den ländlichen Räu-

men an der Entwicklung teilhaben 

zu lassen. 

 

Für den Markthochlauf braucht es 

neben der Forschungsförderung 

zunächst groß angelegte und mit 

ausreichend Mitteln ausgestattete 

regionale Modellprojekte mit ei-

ner Vielzahl von Akteuren. Es müs-

sen sowohl städtisch als auch 

ländlich geprägte Kooperationsge-

biete exemplarisch zu Wasser-

stoffregionen entwickelt werden. 

Die bisherige Förderung der so ge-

nannten HyLand-Regionen stellt 

einen vielversprechenden Ansatz 

dar, den es nun für die unter-

schiedlichen Anwendungsfelder 

auszuweiten gilt. Ziel muss sein, 

Potenziale der Wasserstoff-Tech-

nologie umfassend zu heben und 

somit die Wettbewerbsfähigkeit 

der Automobilindustrie und ihrer 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zulieferer sowie der Energiewirt-

schaft zu stärken.  

 

Um Wasserstoff auch für überregi-

onale Strecken, bspw. im Güter-

verkehr attraktiv zu machen, ist 

das derzeitige Netz von 92 Was-

serstoff-Tankstellen in Deutsch-

land (Stand 04/2021) auszuweiten. 

 

Die Rolle der Kommunen 

 

Den Kommunen kommt in den An-

wendungsfeldern alternativer An-

triebe und dem Aufbau entspre-

chender Infrastruktur eine Schlüs-

selrolle zu. Sie unterstützen bei-

spielsweise beim Finden geeigne-

ter Flächen, genehmigen und for-

cieren den Aufbau von Ladeinfra-

struktur und sorgen mit kommu-

nalen Fuhrparks für Sichtbarkeit 

moderner Mobilität im Stadt- und 

Gemeindebild.  Laut des Master-

plan Ladeinfrastruktur der Bun-

desregierung sollen zukünftig 

Elektromobilitätsmanager die 

Kommunen beim Aufbau von Lad-

einfrastruktur unterstützen. Per-

sonal und Fachexpertise vor Ort 

sind hierfür essentiell. Neben dem 

Vorhalten von Wissen zu Geneh-

migungsprozessen und der Tech-

nologie stellt insbesondere die Ko-

ordination zwischen den Akteuren 

vor Ort aber auch innerhalb der 

Verwaltung eine besondere Her-

ausforderung dar. In den meisten 

Städten und Gemeinden kann dies 

bislang nicht durch gesondertes 

Personal geleistet werden. Der La-

deinfrastrukturaufbau droht damit 

ins Stocken zu geraten. Es bedarf 

einer gezielten Förderung von 

Elektromobilitätsmanagern durch 

Bund und Länder und eine Veror-

tung dieser Koordinationsfunktion 

eng bei den Kommunen. Ohne 

Know-how, Ortskenntnis und lo-

kale Netzwerke ist ein effizienter 

und vorausschauender Ladeinfra-

strukturausbau vor Ort nicht mög-

lich. Entsprechende Personalstel-

len müssen mit dem Ziel einer 

dauerhaften Wahrnehmung dieser 

Rolle langfristig gefördert werden. 

Das Personal muss zudem fortlau-

fend weitergebildet werden und 

eng mit den Institutionen des Bun-

des und der Länder in Verbindung 

stehen. Die Erfahrungen mit kom-

munalen Klimaschutzmanagern 

zeigen, dass Querschnittsthemen 

somit enorm vorangebracht wer-

den können, es im Falle befristeter 

Stellen aber nur bedingt möglich 

ist, geeignetes Personal zu finden. 
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Umrüstung von Kommunal- 

fahrzeugen 

 

Die Umrüstung kommunaler Fuhr-

parks trägt maßgeblich dazu bei, 

alternative Antriebe sichtbar zu 

machen und Emissionen vor Ort zu 

senken. Dies zeigen unter ande-

rem die Erfahrungen aus dem 

wirksamen Sofortprogramm Sau-

bere Luft. Die Förderung zur Be-

schaffung von Elektro-, Wasser-

stoff- bzw. Brennstoffzellenfahr-

zeugen im ÖPNV und kommuna-

len Fuhrparks muss jetzt vor dem 

Hintergrund der Umsetzung der 

europäischen Clean Vehicles Di-

rective einen noch stärkeren 

Schwerpunkt der Bundes- und 

Landesförderung bilden. Die Be-

schaffungsquoten für emissions-

freie Fahrzeuge sind sonst nur 

durch Tariferhöhungen zu errei-

chen. Es bedarf es eines differen-

zierten Förderansatzes, um lokale 

Rahmenbedingungen wie Topo- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

grafie, längere Umläufe im ländli-

chen ÖPNV oder die Anforderun-

gen kommunaler Abfallentsorgung 

zu berücksichtigen und die Fahr-

zeugförderung auch nach ihrer 

Wirksamkeit effizient auszurich-

ten. Aufgrund regional stark diver-

gierender Rahmenbedingungen 

sollten Zielvorgaben stets landes- 

oder bundesweit erfolgen.   

Batteriebetriebene Dienstfahr-

zeuge können in Verbindung mit 

modernem Fuhrpark- und Mobili-

tätsmanagement ein weiterer 

Baustein zu nachhaltiger Mobilität 

in den Kommunen sein. Mit finan-

zieller Förderung und gezielter 

Projektunterstützung sollten ent-

sprechende Anreize geschaffen 

werden. 

 

Emissionsfreie Logistik 

 

Einen wesentlichen Baustein für 

saubere und leise Mobilität in den 

Städten und Gemeinden stellt 

auch der Güterverkehr dar. Neben 

der Verlagerung auf die Schiene 

braucht es auch im straßengebun-

denen Güterverkehr einen An-

triebswechsel, um Emissionen zu 

verringern und nachhaltige Liefer-

ketten zu entwickeln. In urbanen 

Gebieten stellen zudem elektri-

sche Lastenräder und leichte 

elektrische Lieferfahrzeuge eine 

sinnvolle Alternative für die Belie-

ferung auf der letzten Meile dar. 

Auch die Logistik- und Paketbran-

che ist dabei in Kooperation mit 

den Kommunen gefordert, zu-

kunftsträchtige Lieferkonzepte zu 

entwickeln. Mit zertifizierten Pro-

zessen und der Förderung von 

Fahrzeugen und Modellprojekten 

in den Städten und Gemeinden 

können Bund und Länder die Ent-

wicklung emissionsarmer Logistik 

unterstützen.  

 

Berlin, Mai 2021 

 

 

 


